Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1943 


Sachgebiet 2171 


Antrag 

der Abgeordneten Rollmann, Dr. Götz, Dr. Martin, 
Burger, Frau Stommel und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Ausbildungsförderung 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Reform der Studen- 
tenförderung und ihren Einbau in das Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz nach folgenden Grundsätzen vorzunehmen: 

1. Die Ausbildungsförderung ist für den Hochschulbereich so 
zu konzipieren, daß sie dem Studenten die selbständige und 
eigenverantwortliche Entscheidung über Art und Umfang 
seiner Ausbildung ermöglicht. 

2. Studenten im Hochschulbereich können auf Antrag Ausbil- 
dungsförderung erhalten, und zwar 

a) soweit im Ausbildungsförderungsgesetz zu regelnde so- 
ziale Kriterien erfüllt sind, als Stipendium, 

b) soweit diese sozialen Kriterien nicht erfüllt sind und 
eigenes Vermögen nicht vorhanden ist, als zinsvergün- 
stigte Studiendarlehen. 

Ausbildungsförderung wird gewährt, wenn die im Studien- 
gang vorgesehenen Leistungen erbracht werden. 

3. Die Vergabe von Ausbildungsförderung als Stipendium ist 
nicht mit der Aufnahme eines Pflichtdarlehens zu koppeln. 

4. Die Vergabe von Ausbildungsförderung in Form von Dar- 
lehen erfolg L durch Kreditinstitute. Durch das Ausbildungs- 
förderungsgesetz wird gewährleistet, daß die Kreditinstitute 
für die gewährten Darlehen eine staatliche Bürgschaft er- 
halten und durch staatliche Zinszuschüsse eine für den Dar- 
lehensnehmer zumutbare Festversinzung sichergestellt wird. 
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5. Das Ausbildungsfördeningsgesetz hat für verheiratete Sti- 
pendienempfänger, deren Ehegatten eine Berufstätigkeit 
nicht zuzumuten ist, einen nach Familiengröße gestaffelten 
Familienzuschlag vorzusehen. Wenn beide Ehepartner stu- 
dieren, sind unabhängig von der Förderungsberechtigung 
Kinderzuschläge zu gewähren, soweit nicht bereits ander- 
weitige Kinderzuschläge gewährt werden. 


Bonn, den 10. März 1971 


Rollmann 
Dr. Götz 
Dr. Martin 
Burger 

Frau Stommel 

Dr, Barzel, Stücklen und Fraktion 
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